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Die Beantwortung dieser Frage war
u. a. vor dem Hintergrund der (unsinni-
gen) Forderung der „Wirtschaftsjunio-
ren“ nach einem Abbau von 6000 Stellen
im öffentlichen Dienst des Saarlandes zu
beantworten.

Für die Gewerkschaft der Polizei hatte
deren Landesvorsitzender Hugo Müller
eine klare Forderungslinie aufgestellt.
150 neue Polizistinnen und Polizisten
braucht die Organisation jedes Jahr neu,
um auf dem gleichen Niveau für die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung sorgen
zu können.

Nun war die „Jamaika“-Koalition am
Zug. Am 2. 2. 2010 verkündete Innenmi-
nister Stefan Toscani exklusiv vor unse-
ren neu ernannten Kommissaren/-innen
bzw. Lebenszeitbeamten/-innen, dass im
Jahr 2010 115 Anwärterinnen und An-
wärter neu eingestellt werden sollen.

Reinhold Schmitt kommentierte das
im Flugblatt vom 3. 2. 2010 wie folgt:

„Die Entscheidung steht im Zusam-
menhang mit der Festlegung in der Koali-
tionsklausur, die Polizei von Stellenein-
sparungen auszunehmen und ist insofern
konsequent (Anmerk.: Im letzten Jahr
wurden 114 Anwärterinnen und Anwärter
eingestellt). Vor dem Hintergrund der Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise und insbeson-
dere der defizitären Haushaltssituation
des Saarlandes ist diese Zahl grundsätz-

lich zu begrüßen und dem Innenminister
und seinem Staatssekretär Georg Jung-
mann gebührt eigentlich Dank.

Orientiert man die Entscheidung aller-
dings bei näherer Betrachtung an der ak-
tuellen miserablen Personalsituation und
den Auswirkungen für die saarländische
Polizei in den Jahren 2011 bis 2015, so
kommt doch schon Enttäuschung auf.

Wir haben uns bei unserer Forderung
nach mindestens 150 Beamtinnen und Be-
amten für die saarländische Polizei auf
Bedarfsberechnungen aus dem Innenmi-
nisterium bezogen. Aufgrund der gerin-
gen Einstellungen der vergangenen Jahre
und der zahlreichen Ruhestandsverset-
zungen der kommenden Jahre bedeuten
115 Beamtinnen und Beamten faktisch ei-
ne Personalreduzierung. Wir benötigen
nun dringend strukturelle Maßnahmen
zur Organisationsentwicklung. Andern-
falls wird die Belastungssituation auf-
grund des ständig steigenden Aufgaben-
zuwachses unerträglich!“

Wie geht es jetzt weiter? Vor einem
Blick in die Zukunft sollte aber auch ein
Blick zurück erlaubt sein.

So ab dem Jahr 1992 ff war unter Oskar
Lafontaine Personalreduzierung ange-
sagt. Bei der Polizei sollten rund 600 Stel-
len wegfallen. Hintergrund war damals
der Länderfinanzausgleich und der damit
verbundene Vorwurf der so genannten

„Geberländer“, dass die Polizeidichte im
Saarland im Vergleich zu anderen Län-
dern viel zu hoch sei. Da man den geplan-
ten Abbau durch reguläre Ruhestands-
versetzungen aber nicht erreichen konn-
te, ergriff man zwei Maßnahmen.

1. Die Einstellungszahlen wurden teil-
weise bis auf Null verringert.

2. Die vorzeitigen Ruhestandsverset-
zungen wurden deutlich erhöht. Durch
Maßnahme 1 haben wir übrigens heute
im so genannten Mittelbau (Alter zwi-
schen 35 und 45 Jahren) deutliche Defizi-
te.

Mit dem Regierungswechsel 1999 gab
es eine neue Sicherheitspolitik. Die Or-
ganisation wurde geändert und um neue
Dienststellen erweitert, verbunden mit
der Botschaft, dass man dafür 2900 Poli-
zistinnen und Polizisten braucht. Die
Einstellungszahlen zu Beginn waren an-
sprechend, zur kurzfristigen Erhöhung
wurden auch fertig ausgebildete Kolle-
ginnen und Kollegen aus anderen Bun-
desländern übernommen. Gleichwohl
wurde das Ziel 2900 nie erreicht. Ein
Grund hierfür war die Einstellungspoli-
tik Anfang des neuen Jahrtausends.

In dieser Zeit wurden drei Jahre lang
nur maximal 60 bzw. 55 Anwärterinnen
und Anwärter eingestellt. Damit konnte
man zwar die Ruhestandsversetzungen
ausgleichen. Zu einem Personalaufbau
kam es während der drei Jahre aber nicht.

Und nun steht uns ein neues Problem
ins Haus! Die hohe Anzahl von Ruhe-
standsversetzungen ab dem Jahr 2012, in
der Spitze 156. Wollte man die Organisa-
tion nur auf ihrem derzeitigen Stand hal-
ten – das sind keine 2900 sondern weniger
als 2800 – müsste man, gegebenenfalls an-
tizyklisch, im Schnitt aber rund 150 An-
wärterinnen und Anwärter einstellen,
insbesondere auch vor dem Hintergrund
einer wachsenden Zahl an zusätzlichen
Aufgabenschwerpunkten. Da scheint mir
auch die Aussage des BdK-Landesvorsit-
zenden Rupp wenig zielführend, die Per-
sonalmisere dadurch abzumildern, indem
mal eben die Internetkriminalität nicht
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mehr so bearbeitet wird bzw. Aufgaben
an die Kommunen abgetreten werden.
Ich stelle an der Stelle völlig emotionslos
fest, dass es seit 1999 zu keinerlei Redu-
zierung von Aufgaben kam! Im Gegen-
teil! Es kam zu einem stetigen Aufgaben-
zuwachs. Warum sollte das jetzt anders
werden?

Hugo Müller hat es in der Februar-
Ausgabe der Deutschen Polizei beschrie-
ben. Die Zielzahl der AG 2000 von 2900
Beamtinnen und Beamten für ein ver-
nünftiges Aufrechterhalten der Organi-
sation ist überholt. Wir bräuchten eigent-
lich für eine zweckmäßige Aufgabenerle-
digung 3100 Polizistinnen und Polizisten,
haben aber aktuell weniger als 2800.

Ich will das Dilemma an einem Zah-
lenbeispiel verdeutlichen!

2009 wurden wie vor erwähnt 114 An-
wärterinnen und Anwärter in die saarlän-
dische Polizei eingestellt. Diese stehen

der Organisation normalerweise 2012, al-
so nach drei Ausbildungsjahren zur Ver-
fügung. 2012 gehen 135 Kolleginnen und
Kollegen in den Ruhestand (Schaubild 1:
Stand 1. 3. 2007). Dies bedeutet rein rech-
nerisch ein Minus von 21 für die Organi-
sation. Geht ja noch, werden jetzt einige
denken.

Von den 114 Anwärterinnen und An-
wärtern fallen aber neun unter die so ge-
nannte „Sportförderung“. Dies bedeutet
u. a., dass diese Kolleginnen und Kolle-
gen zwei Jahre länger Zeit haben, ihre
Ausbildung abzuschließen. Ich gehe auch
davon aus, dass nach der Ausbildung –
zumindest bis zu einem gewissen Alter –
der Sport ein wesentlicher Mittelpunkt
im Leben dieser Menschen sein wird. Die
sind mit Sicherheit hoch motiviert und
wollen zu Deutschen, Europa- bzw. Welt-
meisterschaften oder gar zu den Olympi-
schen Spielen. Dazu gehört intensivstes
Training. Wie sich das auf die Organisati-
on auswirkt, wird man erst in der Zukunft
sehen.

Letztlich kann man davon ausgehen,
dass nicht alle Anwärterinnen und An-
wärter ihr Fachhochschulstudium erfolg-
reich beenden. Bei 114 Einstellungen
darf eine „Ausfallquote“ von fünf als
durchaus realistisch angesehen werden.
Dies bedeutet nach meiner Einschät-
zung, dass von den 114 im Jahr 2009 ein-
gestellten Anwärterinnen und Anwär-
tern im Jahr 2012 höchstens 100 bis maxi-
mal 105 der Organisation vollumfänglich
zur Verfügung stehen werden. Bei 135
Ruhestandsversetzungen ein Verlust von
rund 30!

Die Zahl der vorzeitigen Ruhestands-
versetzungen ist hier noch nicht mit ein-
bezogen. Sie lag in der Vergangenheit
zwischen 10 und 20.

Und vor dem Hintergrund dieser Dar-
stellung ist die Forderung von Hugo Mül-
ler nach 150 Neueinstellungen im Jahr
2010 absolut realistisch, will man die Or-
ganisation in der derzeitigen Form erhal-
ten. Weniger Einstellungszahlen bedeu-
tet zwingend eine Änderung/Fortschrei-
bung der derzeitigen Organisation. Nur
bei 150 Einstellungen wird die Organisa-
tion in der Lage sein, 20 „Rund-um-die-
Uhr-Dienststellen“ zu unterhalten. So
wie zurzeit kann es jedenfalls gerade im
operativen Bereich nicht weitergehen.
Die Dienstgruppen sind vielerorts perso-
nell so schwach wie zu „Lafontaines Zei-
ten“.

Hugo Müller bezeichnete den derzeiti-
gen Zustand in der SR3-Sendung „Regi-
on am Mittag“ als Mobilisierung der letz-
ten Reserven. Eine Feststellung, die die
politisch Verantwortlichen nachdenklich
stimmen sollte!

In der gleichen Sendung versprach un-
ser neuer Innenminister Stefan Toscani
Neueinstellungen „deutlich über 100“.
Außerdem soll eine „möglichst hohe Prä-
senz in der Fläche erhalten bleiben“. Ob
und wie das mit 115 Neueinstellungen im
Jahr 2010 gelingen wird (bei 133 Ruhe-
standsversetzungen 2013), werden wir se-
hen.

2. Problemfelder will ich noch kurz an-
sprechen. Der relativ hohe Frauenanteil
bei den Neueinstellungen und die un-
günstige Altersstruktur.
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REDAKTIONSSCHLUSS

Redaktionsschluss für die April-
Ausgabe unseres Landesteils ist der
6. März 2010.
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Frauen in die saarländische Polizei
einzustellen war und ist ein absolutes
Muss und familienpolitisch sehr er-
wünscht, höhere Ausfallzeiten durch
Schwangerschaft, Erziehungsurlaub pp.
aber die logische Konsequenz. Hierauf
hat die Politik trotz unserer entsprechen-
den Hinweise und Vorschläge bisher lei-
der nicht reagiert.

Bezüglich der Altersstruktur (siehe
Schaubild 2) will ich Anleihe nehmen aus
dem Bericht von Hugo Müller in der Fe-
bruar-Ausgabe der Deutschen Polizei:

„Ab dem Jahr 2011 wird der Anteil der
über 50-Jährigen über mehrere Jahre hin-
weg ca. 40% des Gesamtpersonals betra-
gen. Insoweit wird es noch schwieriger
werden, bestimmte operative Einsatzbe-
reiche mit lebensjüngeren Polizeivoll-
zugsbeamten zu personalisieren. Bereits
im Jahr 2005 hatte die saarländische Poli-
zei im bundesweiten Vergleich das höchs-
te Durchschnittsalter bzw. die ungünstigs-
te Altersstruktur aller Länderpolizeien. Es
gilt inzwischen in der Altersforschung und
der Berufsmedizin als gesichert, dass es
unabweisbare Zusammenhänge zwischen

den geistigen und körperlichen Anforde-
rungen zur Aufgabenerfüllung im Beruf
und der altersbedingten Leistungsfähig-
keit gibt.

Die besonderen körperlichen und ge-
sundheitlichen Anforderungen an den Be-
ruf des Polizeivollzugsbeamten, die sich
insbesondere im sog. Wach- und Wechsel-
dienst aber auch in sonstigen Außen-
dienstbereichen mit zunehmendem Kon-
fliktpotenzial (z. B. geschlossene Einhei-
ten, Spezialeinheiten, bestimmte Bereiche
polizeilicher Ermittlungen wie in Krimi-
naldiensten) zeigen, führen dazu, dass Po-
lizeivollzugsbeamte in der Regel ab dem
50. Lebensjahr mit ihren verbliebenen
Leistungsmöglichkeiten nur in Ausnah-
mefällen in der Lage sind, typischen Exe-
kutivmomenten (körperlicher Einsatz ge-
gen Rechtsbrecher, Zwangsanwendung
bis hin zum Waffeneinsatz) und dem
Wechselschichtdienst (gestörter Tag- und
Nachtrhythmus) zu genügen. Allgemein
ist zu erwarten, dass die betreffenden Be-
amten in dieser Verwendungssituation nur
noch bedingt die geforderten Aufgaben
erfüllen“.

Schließen will ich mit einer Meldung
aus SR-online vom 4. 2. 2010 zum Thema
Polizeistärke.

„Die Gesamtzahl der Polizisten im
Saarland soll in der laufenden Legislatur-
periode nicht weiter sinken. Das hat In-
nenminister Toscani (CDU) in der SR-
Sendung ,mag’s‘ bekräftigt. Im Koaliti-
onsvertrag sei vereinbart, die Zahl der
Neueinstellungen an der Zahl der Polizis-
ten, die in Ruhestand gehen, zu orientie-
ren. Darüber hinaus gebe es weitere Über-
legungen. So soll den Beamten, die das
60. Lebensjahr erreicht haben, angeboten
werden, freiwillig länger im Dienst zu blei-
ben. Ziel sei es, die Polizei personell und
materiell sehr gut auszustatten“.

Hinweis: Bei Erscheinen dieser Aus-
gabe gab es zwei Besprechungstermine
mit Innenminister Toscani. Über die Er-
gebnisse werden wir in der April-Ausga-
be berichten. Wir erwarten natürlich
auch, dass Innenminister Toscani auf
dem Landesdelegiertentag am 15. 4. 2010
in Lebach uns und der saarländischen Po-
lizei Lösungsmöglichkeiten für die zuvor
beschriebenen Problemfelder aufzeigt.

Eugen Roth bleibt DGB-Chef an der Saar
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Mit eindrucksvollen 98 Prozent wurde
DGB-Landeschef Eugen Roth für weite-
re vier Jahre als Landesvorsitzender des
DGB Saar im Amt bestätigt. Es ist die
dritte Wiederwahl für den ehemaligen
GdP-Landesvorsitzenden, der 1998 beim
DGB Saar Nachfolger von Manfred
Wagner geworden ist.

„Die Wiederwahl gibt mir weiteren
Schub. Sie macht mich glücklich und ist

eine große Verpflichtung“, sagte Eugen
Roth nach der Wahl erleichtert.

Zuvor hatten ihm die 50 Delegierten
auf der dritten Ordentlichen Landeskon-
ferenz des DGB in der Congresshalle bei
nur einer Gegenstimme und einer Ent-
haltung ein klares Votum für vier weitere
Jahre als Chef an der Spitze der saarlän-
dischen Gewerkschaftsbewegung erteilt.
Wichtigste Aufgabe sei jetzt im Saarland,

sich auf ein gemein-
sames Konzept zur
Überwindung der
Finanz- und Exis-
tenznot zu einigen.
Von dieser Ge-
meinsamkeit sei
man allerdings noch
weit entfernt, be-
tont Roth.

Die Gewerk-
schaften wollen sich
mit ihren Vorschlä-
gen zur Bewälti-
gung der Krise stär-
ker eingebunden se-
hen. Unternehmen,
die gewerkschaftli-

che Betätigung nicht zulassen oder wo
Mitbestimmung fehle, „müssen von der
Wirtschaftsförderung aus Landesmitteln
ausgeschlossen werden“, heißt es in dem
Leitantrag. Bei Investitions-Entschei-
dungen müsse „den Belegschaften über
ihre Betriebsräte und Aufsichtsratsmit-
glieder ein Mitspracherecht gesetzlich
eingeräumt werden“. Das Saarland kön-
ne nur als Industrieland überleben.

Der DGB fordert daher „eine aufklä-
rende Informationsoffensive der Landes-
regierung über den Stellenwert, die Er-
fordernisse und die Chancen industrieller
Großansiedlungen unter Einbeziehung
der Gewerkschaften und ihrer Betriebs-
räte“.

Am Arbeitsmarkt fordert der DGB ei-
ne Abkehr vom Niedriglohn-Sektor. Von
solchen Arbeitsverhältnissen „können
Frauen und Männer nicht leben“, heißt es
im Leitantrag. Damit man den Bürgern
weiter moderne Dienstleistungen anbie-
ten kann, müsse der öffentliche Dienst
modernisiert statt reduziert werden. Eine
Aufstockung der Steuerverwaltung sorge

Fortsetzung auf Seite 4
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zudem für Mehreinnahmen. In der Bil-
dung bestehe die Herausforderung darin,
gleiche Chancen zu garantieren. Dazu ge-
höre der kostenfreie Zugang zu frühkind-
licher, qualifizierter Bildung in den Kin-
dergärten. In seinem Grußwort verweist
Ministerpräsident Peter Müller (CDU)
auf die Prognose der Arbeitskammer,
2010 steige die Arbeitslosigkeit im Saar-
land auf über 50 000. „Wenn wir alle ge-
meinsam unsere Verantwortung wahr-
nehmen, ist es möglich, diese Zahl deut-
lich zu unterschreiten“, so Müller. Man
könne nicht vom Saarland als Niedrig-
lohn-Land reden. Seit 1996 seien die Ein-
kommen pro Kopf der Bevölkerung im
Bund um 24 Prozent gestiegen, an der
Saar um 32 Prozent. Mindestlöhne führ-
ten nicht als Folge zu zusätzlichen, gut be-

zahlten Arbeitsplätzen. Müller will sich
für ein Tariftreue-Gesetz einsetzen ge-
meinsam mit Rheinland-Pfalz, Nord-
rhein-Westfalen, Hessen und Baden-
Württemberg.

Gelingt dies nicht, werde das Saarland
einen Alleingang versuchen. Einsparun-
gen von 6000 Bediensteten im öffentli-
chen Dienst, wie von den Wirtschaftsju-
nioren gefordert, seien nicht realisierbar.

Während der DGB-Landeskonferenz
hatte Hugo Müller die Gelegenheit, die
„Sparvorschläge“ der letzten Tage er-
neut zu kommentieren.

Der Landesvorsitzende der Gewerk-
schaft der Polizei sieht die Diskussion
über Sparbeiträge des Saarlandes mitt-
lerweile „auf einem Stammtisch-Niveau
angekommen. Polizisten sind keine Groß-
verdiener“, so Hugo Müller vor der Pres-
se. „Wie soll ich meinen Leuten noch er-

klären, die nachts attackiert oder angepö-
belt werden, dass sie zu viel Geld verdie-
nen?“, fragte Müller. „Polizisten bekä-
men keine Krankenversicherung, sondern
seien in einem Beihilfesystem. Der Staat
übernehme 50 Prozent der Krankheits-
kosten, aber keine Versicherung. Den Rest
müssten die Beamten selbst tragen. Alleine
ein Polizei-Hauptkommissar mit Frau
und Kind verliere so 15 Prozent des Brut-
tolohns an die Krankenversicherung.
Durch diese Regelung spare das Land als
Arbeitgeber an Polizisten 60 Millionen
Euro pro Jahr. Auch bei der Rentenver-
sorgung müssten Polizeibeamte wegen
der Vorschriften finanzielle Verluste ge-
genüber anderen Personengruppen hin-
nehmen. Zudem bekomme ein Polizist in
der Besoldungsgruppe A 9 mit 2300 Euro
brutto nur einen Nacht- und Wochenend-
zuschlag von 1,80 Euro pro Stunde“.

Dirk Schnubel
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Vorstandsneuwahlen und Ehrungen
Im Rahmen der Mitgliederversamm-

lung am 28. 1. 2010 erfolgten die Ehrun-
gen von Kolleginnen und Kollegen für
50-, 40- und 25-jährige Mitgliedschaft in
der GdP. Es konnten geehrt werden:

50 Jahre: Johanna Breza, 40 Jahre: Ro-
bert Derouet, Werner Pietsch und Georg
Sinnwell, 25 Jahre: Hans Jörg Veith, Tho-
mas Schlang, Markus Summa

Weitere Jubilare waren entschuldigt,
deren Ehrung wird noch persönlich nach-
geholt:

Michael Klos, Wolfgang Naumann für
25 Jahre Mitgliedschaft

Klaus Zimmer, Klaus-Dieter Steuter-
mann, Erika Kopp für 40 Jahre Mitglied-
schaft

Auf der sehr gut besuchten Mitglieder-
versammlung der KG Saarbrücken-Land
wurde einstimmig der alte und neue
Kreisgruppenvorsitzende Wolfgang
Schäfer wiedergewählt. Weiterhin wur-
den in den neuen Kreisgruppenvorstand
gewählt:

Stellvertreter: Thomas Schlang
Stellvertreter: Robert Derouet
Stellvertreter: Falk Hasenberg
Kassierer/Stellvertreter: Stefan Haf-

ner/Markus Hahn
Schriftführer/Vertreter: Seyfi Tu-

ran/Carlo Altmeyer
und mehreren Beisitzern, wobei alle

Dienststellen und Organisationseinhei-
ten (Wache/KD/PPost und Führungs-

gruppe) vertreten sind. Der Kreisgrup-
penvorsitzende Wolfgang Schäfer be-
richtete über die sehr positive Mitglieder-
entwicklung in der Kreisgruppe, über die
im Mai 2009 sehr erfolgreich verlaufenen
Personalratswahlen, über die Beförde-
rungssituation im Jahre 2009 und über
das Thema Zulagen, deren Umsetzung
im Jahre 2010 einen gewerkschaftlichen
Schwerpunkt bilden soll.

Das Thema Be-
förderungen wurde
durch den Landes-
vorsitzenden Hugo
Müller und den
PHPR-Vorsitzen-
den Reinhold
Schmitt ergänzt, die
diesbezüglich einen
optimistischen Aus-
blick in das Jahr
2010 vornahmen.

Hugo Müller be-
richtete über die
sehr schwierige
Personalsituation in
der saarländischen
Polizei, die sich ohne entsprechende
Gegenmaßnahmen (sofortige Einstel-
lung von mindestens 150 Kolleginnen
und Kollegen pro Jahr, Notwendigkeit
von Korrekturen in der Aufbau- und Ab-
lauforganisation) dramatisch zuspitzen
wird.

Auch forderte Hugo Müller wieder die
Einrichtung eines runden Tisches unter
Beteiligung der GdP, um die notwendi-
gen Entscheidungen in Versorgungs-,
Laufbahn- und Zulagefragen, die bis
2011 im Rahmen der Föderalismusre-
form im Saarland neu geregelt werden
müssen, mit beeinflussen zu können.

Im Februar wird es insgesamt drei
Treffen mit dem neuen saarländischen

Innenminister Stefan Toscani geben, bei
denen die Standpunkte der GdP vorge-
tragen werden können.

Im Anschluss an die Mitgliederver-
sammlung traf man sich noch bei einem
Imbiss.

Wolfgang Schäfer

Die Jubilare der Kreisgruppe Foto: GdP Saar



3 - 2010 Deutsche Polizei 5

Der Kreisgruppenvorstand Saarbrü-
cken Stadt hatte in die Räumlichkeiten
der PI Burbach zur Mitgliederversamm-
lung eingeladen. Die Kreisgruppenmit-
glieder der PI Burbach hatten für die
Versammlung auch im Sinne einer „Ein-
satzverpflegung“ alles bestens vorberei-
tet. Nachdem der langjährige Kreisgrup-
penvorsitzende Bernhard Wirtz erklärt
hatte, sein Amt in „jüngere Hände“ über-
geben zu wollen, wurden vor der Mitglie-
derversammlung bereits die Weichen für
eine Verjüngung des Vorstandes gestellt.
Der vom Vorstand für das Amt des
Kreisgruppenvorsitzenden vorgeschlage-
ne Jens Berner wurde von der Versamm-
lung einstimmig gewählt. Ebenso wurde
den weiteren Vorschlägen zur Besetzung
des Vorstandes mehrheitlich zugestimmt.
Neben Jens Berner wird der neue Vor-

stand durch viele junge Kolleginnen und
Kollegen ergänzt und unterstützt, sodass
man schon von einer deutlichen Verjün-
gung des Vorstandes und einem einge-
läuteten Generationenwechsel sprechen
kann.

Der neue Kreisgruppenvorsitzende
Jens Berner bedankte sich beim alten
Vorstand und insbesondere bei seinem
Vorgänger Bernhard Wirtz für die ge-
leistete Arbeit in den zurückliegenden
Jahren und betonte, dass es beruhigend
und gut zu wissen sei, dass die aus Vor-
standsämtern ausgeschiedenen Kollegin-
nen und Kollegen den neuen Kreisgrup-
penvorstand bei den Zukunftsaufgaben
auch zukünftig als Beisitzer unterstützen
werden.

Der neue Kreisgruppenvorstand setzt
sich wie folgt zusammen:

Vorsitzender: Jens Berner, (PBI Saar-
brücken St. Johann)

stellv. Vorsitzender: Markus Müller,
(PI Alt Saarbrücken)

stellv. Vorsitzende: Caroline Stürmer,
(Kriminaldienst Saarbrücken)

stellv. Vorsitzender: Bernd Kimmling,
(PI Burbach)

Kassierer: Stefan Zemke, (KPI)
stellv. Kassierer: Andreas Karmann,

(PBI Saarbrücken St. Johann)
Schriftführer: Helmut Berg, (PBI

Saarbrücken St. Johann)
stellv. Schriftführer: Ralf Porzel, (PB

Saarbrücken Stadt)
Vertreter Frauengruppe: Andrea

Thiel, (PBI Saarbrücken St. Johann)
Vertreter Junge Gruppe: Andreas

Rinnert, (PBI Saarbrücken St. Johann)
Vertreter Senioren: Horst Ledig,

(Pensionär)
Beisitzer PBI St. Johann:
Karl Peter Fuhr, Sascha Grimm, Bernd

Otting, Jürgen Schmitt
Beisitzer PI Burbach:
Florian Müller, Lena Graf, Anneka

Schneider,
Beisitzer PI Alt Saarbrücken:
Helmut Schliwinsky, Florian Schmehr
Beisitzer Kriminaldienst Saarbrücken:
Bernhard Wirtz, Ronny Pukallus, Ger-

hard Müller
Beisitzer Senioren:
Hans Ferber, Gerhard Schmolze

Ralf Porzel

Jens Berner Kreisgruppenvorsitzender –
Generationenwechsel eingeläutet!

LANDESJOURNALSaarland

KG SAARBRÜCKEN STADT

In der Zeit vom 29. 3. bis 31. 3. 2010
findet im Bildungszentrum der Ar-
beitskammer in Kirkel das Seminar
„Macht der Bilder“ statt.

In Zusammenarbeit mit unseren
Referenten Andrea Schaller, Wolf-
gang Gitzen und Ralf Porzel wurde ein
interessantes Programm erarbeitet,
dass sich schwerpunktmäßig mit digi-
taler Bildbearbeitung, richtigem Foto-
grafieren und Möglichkeiten der Ma-
nipulation von Aufnahmen beschäf-
tigt.

Entsprechende digitale Kameras
werden zur Verfügung gestellt.

Es steht der Computerlehrsaal des
Bildungszentrums zur Verfügung, der
mit allen notwendigen technischen
Voraussetzungen ausgestattet ist.

Die Unterbringung mit Vollpensi-
on erfolgt in Einzelzimmern im Bil-
dungszentrum der Arbeitskammer.

Für dieses sehr interessante Semi-
nar stehen noch wenige Plätze zur
Verfügung. Bitte Anmeldung über
die GdP-Geschäftsstelle unter 06 81/
8 41 24 10.

Wolfgang Schäfer

GdP-SEMINAR

Anzeige
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Bares Geld winkt jetzt teilzeitbediens-
teten Beamtinnen und Beamten, denen
bisher die Zahlung der Zulage „DuZ“
(§ 3 EZulV) bzw. der Wechselschichtzu-
lage oder der Schichtzulage (§ 20 EZulV)
unter Hinweis auf in der Erschwerniszu-
lagenverordnung (EZulV) aufgeführte
Mindeststundenzahlen verwehrt worden
ist, weil sie als Teilzeitbedienstete diese
Untergrenzen in bestimmten Zeit- bzw.
Schichtintervallen (z. B. 40 Stunden
Nachtdienst in fünf Wochen als Voraus-
setzung zur Gewährung der Wechsel-
schichtdienstzulagen) nicht erreicht hat-
ten. Grundlage dafür ist ein Urteil des
Bundesverwaltungsgerichts, das nun
aber in Bund und Ländern rechtlich (Än-
derung EZulV) und tatsächlich (Neube-
rechnung, Zahlung und Nachzahlung von
Zulagen) umgesetzt werden muss.

Worum geht es?
Höchstrichterlich festgestellt worden

ist, dass die in der EZulV (im Saarland in
der Fassung vom 31. 8. 2006) genannten
Mindest-Stundenzahlen den Belangen
der Teilzeitbediensteten nicht gerecht
werden und rechtswidrig sind; denn diese
Stundenzahlen sind auf die von Vollzeit-
bediensteten zu erbringende regelmäßi-
ge Wochenarbeitszeit (Saarland: 40 Stun-
den) „gemünzt“. Die EZulV differen-
ziert unzutreffenderweise nicht nach
Teilzeit- und Vollzeitbediensteten. Sie
führt deshalb beispielsweise dazu, dass
Teilzeitbedienstete im Vergleich zu Voll-
zeitbediensteten einen größeren Anteil
ihrer Arbeitszeit im Nachtdienst erbrin-
gen müssen, um in den Genuss einer
Wechselschichtzulage zu kommen. In-
dem der Verordnungsgeber die Belas-
tungsgrenze für Voll- und Teilzeitbediens-
tete identisch festgelegt hat, hat er Teil-
zeitbedienstete hierdurch benachteiligt
und diskriminiert, was gegen Gemein-
schaftsrecht (EU-Recht, RiLi Nr.
97/81/EG, § 4 Nr. 1 des Anhangs) ver-
stößt. Korrekterweise ist zu verlangen,
dass die Stundengrenzen für Beamte
oder Beamtinnen „in Teilzeit“ rechtlich
neu zu regeln (z. B. durch Änderung der
EZulV) und entsprechend der reduzier-
ten Arbeitszeit zu berechnen sind.

Beispiel:
Eine teilzeitbedienstete Polizeibeam-

tin, die statt 40 Wochenstunden (Voll-
zeit) nur durchschnittlich 25,5 Stunden
wöchentlich arbeitet, muss nun keine „40
Stunden Nachtdienst in fünf Wochen“
(wie nach noch geltender EZulV) mehr

bringen. Sie muss jetzt nur noch 25,5
Stunden Nachtdienst in fünf Wochen ver-
richten, um Wechselschichtzulage bean-
spruchen zu können.

Analog neu zu regeln und zu berech-
nen sind die Mindest-Stundenzahlen, die
für die DuZ-Gewährung gelten (für Voll-
zeit: fünf Stunden je Monat, vgl. § 3
EZulV), ebenso die Mindest-Stunden-
zahlen, die für die unterschiedlichen
Schichtzulage-Beträge gelten (§ 20
EZulV).

Grundlage von alledem ist ein
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts
(BVerwG, Az. 2 C 12.08) vom 26. 3. 2009.
Erfolgreich geklagt hatte eine Polizei-
obermeisterin. Darauf hinzuweisen ist,
dass die EZulV nur für den Beamtenbe-
reich gilt, nicht aber für den Tarifbereich.

BMI hat bereits reagiert
Der Bund (genauer: das Bundesminis-

terium des Innern –BMI–) hat bereits auf
das vorgenannte Urteil des BVerwG rea-
giert und die besoldungsrechtlich in sei-
nen Zuständigkeitsbereich fallenden
Obersten Bundesbehörden mit dem
Rundschreiben BMI – D 2 – 221 470/35
vom 5. 1. 2010 informiert.

Neben der näheren Unterrichtung
zum BVerwG-Urteil enthält das Rund-
schreiben auch die Aussage, dass beab-
sichtigt sei, die EZulV entsprechend zu
ändern.

Außerdem (wichtig!) wird verfügt,
dass im Vorgriff auf die beabsichtigte
Änderung ab sofort für die Berechnung
der Wechselschichtdienstzulage im Sinne
des § 20 Abs. 1 EZulV bei Teilzeitbe-
diensteten eine proportional zum Ar-
beitsumfang reduzierte zeitliche Min-
destanforderung zugrundezulegen sei. In
gleicher Weise sei bei der Schichtzulage
nach § 20 Abs. 2 EZulV sowie beim
Dienst zu ungünstigen Zeiten (DuZ)
nach § 3 EZulV zu verfahren.

Abschließend heißt es in dem Rund-
schreiben:

„Für zurückliegende Zeiten sind die
vorgenannten Zulagen auf Grundlage
eines an die Dienststelle zu richtenden
formlosen Antrags innerhalb der Verjäh-
rungsfristen zu gewähren. In Fällen, in
denen bis zum 31. 3. 2010 ein Antrag für
zurückliegende Zeiträume gestellt wird,
ist auf die Geltendmachung der Einrede
der Verjährung für 2006 zu verzichten.“

Forderungen der GdP Saarland
Aktivitäten der Landesverwaltung im

Saarland analog der Aktivitäten des BMI

sind bisher (Stand: 4. 2. 2010) nicht be-
kannt. Angesichts der Sachlage ist aber
die GdP aktiv:

Was für die beim Bund teilzeitbe-
diensteten Beamtinnen und Beamten
gilt, muss auch für die bei den anderen
Dienstherren bzw. beim Saarland teil-
zeitbediensteten Kolleginnen und Kolle-
gen gelten! Hier gibt es einige Dutzend
Polizeibeamtinnen und -beamte, die ge-
mäß § 87a SBG in Teilzeit sind und
Wechselschicht- bzw. Schichtdienst ver-
richten.

Damit auch ihre Benachteiligung be-
endet wird, dringen GdP und Personalrä-
te darauf, dass „analog Bund“ auch im
Saarland geeignete Maßnahmen (Ände-
rung der EZulV, notfalls auch Vorgriffs-
regelungen) getroffen werden. Zuständig
dafür ist das Ministerium für Inneres und
Europaangelegenheiten (MfIE) im Be-
nehmen mit dem Ministerium der Finan-
zen (MdF), dem das Landesamt für Zen-
trale Dienste (LfD/ZBS) untersteht.
Überholte Vorschriften müssen geän-
dert, zu Unrecht vorenthaltene Zulagen-
beträge für die Jahre ab 2006 nachgezahlt
werden.

Angeregt wird, dass auf Basis einer
vom MfIE zu schaffenden Regelung die
personalverwaltenden Stellen der (Poli-
zei-)Dienststellen eine Überprüfung vor-
nehmen, ob und inwieweit an teilzeitbe-
dienstete Beamtinnen und Beamte, die
im Zeitraum seit 2006 Schichtdienst ge-
leistet haben bzw. weiterhin leisten, bis-
her verweigerte oder in zu geringer Höhe
geleistete Zulagen nachzuzahlen sind. In
der Summe der seit 2006 verstrichenen
über 50 Monate könnten sich u. U. Nach-
zahlungsansprüche von mehreren Hun-
dert Euro je Betroffenem ergeben.

Die GdP selbst hat bereits ihre Gre-
mien, die Kreisgruppen und Personal-
ratsmitglieder mit detailliertem Info-Ma-
terial (u. a. mit dem BVerwG-Urteil und
dem Rundschreiben des BMI) ausgestat-
tet, um den Fortgang der Angelegenheit
kompetent zu begleiten und die Interes-
sen ihrer Mitglieder zu wahren.

Die Thematik wird auch beim GdP-
Gespräch mit Innenminister Toscani
(Termin: 22. 2.) angesprochen, um ihn
hinsichtlich des Handlungsbedarfs zu
sensibilisieren. Wir bleiben am Ball und
berichten nach.

Carsten Baum

Teilzeitbedienstete aufgepasst!

LANDESJOURNAL Saarland

BESOLDUNG SPEZIAL
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Traditionell lud die KG Merzig-Wa-
dern ihre Mitglieder in die Losheimer
Rathausstuben zur Jahreshauptver-
sammlung ein.

Neben dem Referat unseres Landes-
vorsitzenden, den Berichten des Kreis-
vorstandes sowie der Ehrung langjähri-
ger Mitglieder stand die Wahl der Dele-
gierten zum Landesdelegiertentag, den
Kontrollausschuss und den Landesbeirat
auf dem Programm.

Nach dem Gedenken an die verstorbe-
nen Kolleginnen und Kollegen über-
brachte der neue Leiter des KD Wadern,
Arno Adams, selbstverständlich auch
GdP-Mitglied, die Grüße der leider kom-
plett verhinderten Leitung des Polizeibe-
zirkes. Hierbei hob Adams die Wichtig-
keit gewerkschaftlicher Arbeit und die
möglichst große Unterstützung durch die
Kolleginnen und Kollegen hervor.

Bei Personal und Organisation drin-
gender Handlungsbedarf!

Hugo Müller beschrieb die aktuelle
Entwicklung auf Bundes- und auf Lan-
desebene und ging hierbei insbesondere
auf die Personalentwicklung und die Be-
förderungssituation ein. Er forderte die
dringend notwendigen Maßnahmen zur
Entschärfung der mittlerweile unerträgli-
chen Belastungssituation der Kollegin-
nen und Kollegen in der Organisation.
Jährliche Neueinstellungen von mindes-
tens 150 Kolleginnen und Kollegen sind
erforderlich, wenn kein weiterer Perso-
nalabbau erfolgen soll.

DUZ 5 Euro und Auszahlung der vol-
len Wechselschichtzulage!

Der Kreisgruppenvorsitzende Chris-
tof Wilhelm beschrieb in seinem Bericht
zunächst die Aktivitäten der Kreisgruppe
im abgelaufenen Jahr. Unter dem Ap-
plaus der Anwesenden stellte er fest: „Es
ist doch den Bediensteten kaum noch
vermittelbar, dass der Staat von ihnen in
steter Regelmäßigkeit unter dem Schlag-

wort der leeren Kassen immer größere fi-
nanzielle Opfer abverlangt, gleichzeitig
aber z. B. die Ausweitung der Kosten für
die Arbeit der neuen Landesregierung
problemlos möglich sein soll!

Die Kolleginnen und Kollegen, die
rund um die Uhr, auch an Wochenenden
und Feiertagen, den gesundheitsschädi-
genden Wechseldienst auf den Wachen
und Kriminaldiensten verrichten müssen,
wollen endlich für den Raubbau an ihrer
Gesundheit und für die enormen Ein-
schränkungen der Teilnahme am sozia-
len Leben angemessen entschädigt wer-
den. „Deshalb fordern wir weiter die Er-
höhung des DUZ auf 5 Euro und die vol-
le Auszahlung der Wechselschichtzulage
und eine zumindest ausreichende Perso-
nalausstattung!“

Dem Kreisgeschäftsführer Dieter Kie-
fer bescheinigte Jürgen Kreuder als Kas-

Wir gratulieren und sagen Danke!

LANDESJOURNALSaarland

KG LKA

Jahreshauptversammlung
KG MERZIG-WADERN

Die stellv. Vorsitzende der KG LKA, Patricia Fischer, gratuliert
den Kollegen Frank Schmitt und Michael Hoffmann zum 50. Ge-
burtstag. Die Kreisgruppe Landeskriminalamt gratuliert recht
herzlich und wünscht euch persönliche Zufriedenheit, alles Gute
und viel Gesundheit. Die gleichen Wünsche gehen an unsere Mit-
glieder Gerhard Klemann und Hermann Josef Ludwig, auch sie
vollendeten bei bester Gesundheit das halbe Jahrhundert.
In Anwesenheit des stellv. Bundesvorsitzenden der GdP, Hugo
Müller, ehrten die beiden stellv. Vorsitzenden der KG LKA, Patri-

cia Fischer und Jörg Altmeyer, unsere langjährigen Mitglieder Pe-
ter Brocker, Stefan Schneider und Markus Kneip für 25 Jahre ak-
tive Mitgliedschaft und Mitarbeit in unserer Solidargemeinschaft.
Nicht anwesend sein konnten Joachim Müller, Konrad Spaniol,
Klaus-Jürgen Brutsch, die ebenfalls seit 1⁄4 Jahrhundert unserer Ge-
werkschaft treu sind sowie Klaus Lengert und Bruno Zimmer, wel-
che gar seit 40 Jahren Mitglied der GdP sind. Diese Ehrungen
werden zu einem späteren Zeitpunkt nachgeholt. Die Kreisgruppe
LKA gratuliert allen Jubilaren recht herzlich. Stefan Schneider

Fortsetzung auf Seite 8
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senprüfer nach dem Kassenbericht eine
einwandfreie Kassenführung und emp-
fahl der Versammlung die Entlastung.

Nach den Wahlen standen die Ehrun-
gen langjähriger Mitglieder auf der Ta-
gesordnung.

Erich Klein und Roman Meier halten
der GdP nun schon seit 50 Jahren die
Treue. Während unser Landesvorsitzen-
der Erich Klein persönlich auszeichnen
und sich für die besondere Verbunden-

heit bedanken
konnte, war Ro-
man Meier auf-
grund einer Er-
krankung leider
verhindert. Wir
wünschen Roman
auch auf diesem
Wege gute Besse-
rung!

Für 40-jährige
Treue zeichnete
Hugo Müller Heinz
Peter Engel und
Hans Albert We-
ber aus.

Mittlerweile
auch schon 25 Jah-
re dabei ist Burk-
hard Müller.

Die Kreisgruppe
Merzig-Wadern bedankt sich bei den Ju-
bilaren für die langjährige Treue zur
GdP. Christof Wilhelm

Personalratswahlen 2009, Versorgungs-
und Laufbahnfragen.

Der Kreisgruppenvorstand würde sich
sehr freuen, wenn auch zukünftig jüngere
Kolleginnen und Kollegen Interesse an
der GdP-Arbeit zeigen würden. An-
sprechpartner sind grundsätzlich alle
Vorstandsmitglieder.

Dirk Schnubel

LANDESJOURNAL Saarland

KG MERZIG-WADERN KG ST. WENDEL

V. l.: Hugo Müller, Erich Klein, Hans Albert Weber, Heinz Peter
Engel, Burkhard Müller, Christof Wilhelm Foto: GdP Saar

Fortsetzung von Seite 7

KG SAARLOUIS

„Junge Gruppe“ stellt sich
den Herausforderungen

Auf der sehr gut besuchten Mitglieder-
versammlung der Kreisgruppe Saarlouis
wurde am 25. Januar 2010 folgender
Kreisgruppenvorstand gewählt:

Vorsitzender: Dirk Schnubel
stellv. Vorsitzende: Graf Hans Jürgen

(PI Lebach), Wagner Petra (PBI Saar-
louis), Eckert Carmen (PI Dillingen),
Dieterich Mischa (PI Bous)

Kassiererin: Selzer Hildegard (FG PB
Saarlouis)

stellv. Kassiererin: Coen Martina (FG
PB Saarlouis)

Schriftführer: Lehnert Alexander (PI
Lebach)

stellv. Schriftführer: Meisberger Ste-
fan (PBI Saarlouis)

Beisitzer PBI/FG PB Saarlouis: Am-
mann Stefanie, Betrand Daniel, Boß-
mann Kunibert, Mommenthal Matthias,
Pusse Christof, Reichmann Thomas

Beisitzer PI Lebach: Eckert Chris,

Naumann Burkhard, Philippi Michael,
Schorn Michael

Beisitzer PI Dillingen: Maas Florian,
Tilmont Johannes

Beisitzer PI Bous: Dohm Uwe, Henn-
rich Jürgen, Mayer Lisa, Pohl Thomas,
Roos Martin

Beisitzer Seniorenbereich: Kneip
Manfred, Sinnwell Hermann, Wilhelm
Alois

Kassenprüfer: Groß Bertram, Zapp
Michael

Für 50-jährige Mitgliedschaft in der
GdP wurde Helmuth Schommer geehrt.

40 Jahre hält Helmut Hartl der GdP
die Treue. 25 Jahre Mitglied sind: Marx
Christian, Merl Andreas, Jacob Peter,
Ball Renate, Klein Uwe.

Sachthemen waren: Beförderungen,
Zulagenwesen, Personal-, Organisations-
entwicklung, sehr positive Mitgliederent-
wicklung des Landesbezirks Saarland,

Ehrungen und
Ausstand

Im Januar wurden bei der Kreisgruppe
St. Wendel im Rahmen des „Jahresauf-
taktessens“ zunächst die „alten“ Vor-
standsmitglieder verabschiedet.

Sonja Alt und Reiner Alles waren je-
weils 16 Jahre im Kreisgruppenvorstand.
Klaus Kuhn, Schriftführer und Ideenge-
ber, sowie Andreas Riemenschneider
und Timo Conrad schieden ebenfalls aus
dem Vorstand aus.

Weiterhin gab es „Nachehrungen“ für
40-jährige Mitgliedschaften in der GdP
(Hannes Jäckel und Werner Staub).

Die Ehre für 50-jährige Gewerk-
schaftszugehörigkeit wurde Edwin Wag-
ner zuteil.

Der neue Kreisgruppenvorstand be-
dankte sich bei den Anwesenden für die
geleistete Arbeit bzw. die Treue zur Ge-
werkschaft.

Thomas Ehlhardt

V. l.: Hannes Jäckel, Klaus Backes (stell-
vertretender Vorsitzender), Edwin Wag-
ner, Jürgen Längler (stellvertretender
Vorsitzender), Werner Staub sowie Tho-
mas Ehlhardt

Gut,
dass es

sie gibt.
Gewerkschaft der Polizei


